
 

 
Arbeitsgericht Weiden 
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In dem Beschlussverfahren  

1. A. 2. B. u.a.  

erlässt das Arbeitsgericht Weiden durch den Richter am Arbeitsgericht als Vertreter ohne 

mündliche Anhörung folgenden 

Beschluss: 

Das Verfahren wird eingestellt. 

 

 

Gründe: 

 

Der Beteiligte zu 1. erklärte mit Schriftsatz vom 28.08.2024 die Rücknahme des Antrags vom 

11.04.2024. Das Verfahren war demnach einzustellen (§ 81 Abs. 2 Satz 2 ArbGG). 

 

Kosten werden nicht erhoben (§ 2 Abs. 2 GKG). 

 

Rechtsmittelbelehrung: 

Gegen diesen Beschluss können die Beteiligten Beschwerde einlegen. 

 

Die Beschwerde muss innerhalb einer Notfrist von einem Monat schriftlich beim  

Landesarbeitsgericht Nürnberg 

Roonstraße 20 

90429 Nürnberg 

eingelegt werden. 
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Die Beschwerde muss innerhalb von zwei Monaten schriftlich begründet werden. Beide Fris-

ten beginnen mit der Zustellung des Beschlusses, spätestens jedoch mit Ablauf von fünf Mo-

naten nach Verkündung des Beschlusses. 

 

Die Beschwerdeschrift und die Beschwerdebegründungsschrift müssen jeweils von einem 

bei einem deutschen Gericht zugelassenen Rechtsanwalt unterzeichnet sein. Sie können 

auch von dem Bevollmächtigten einer Gewerkschaft, eines Arbeitgeberverbandes oder eines 

Zusammenschlusses solcher Verbände unterzeichnet werden, wenn sie für ein Mitglied ei-

nes solchen Verbandes oder Zusammenschlusses oder für den Verband oder den Zusam-

menschluss selbst eingelegt wird. 

 

Mitglieder der genannten Verbände können sich auch durch den Bevollmächtigten eines an-

deren Verbandes oder Zusammenschlusses mit vergleichbarer Ausrichtung vertreten lassen. 

 

Die Beschwerde kann auch in elektronischer Form eingelegt und begründet werden. Rechts-

anwälte, Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von 

ihr zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse sind zur Einrei-

chung in elektronischer Form verpflichtet. Gleiches gilt für die nach dem Arbeitsgerichtsge-

setz vertretungsberechtigten Personen, für die ein sicherer Übermittlungsweg nach § 46c 

Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 ArbGG zur Verfügung steht. Das elektronische Dokument muss 

für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet und mit einer qualifizierten elektronischen 

Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von der verantwortenden Person 

signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg entsprechend § 46c ArbGG übermittelt 

werden. Wegen näherer Einzelheiten wird verwiesen auf die Verordnung über die techni-

schen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere 

elektronische Behördenpostfach (ERVV) vom 24. November 2017 in der jeweils geltenden 

Fassung. 

 

 

 

B-Stadt, den 04.09.2024 

 

 

 


